Formulierungsvorschläge Heft 11/2012
Beitrag des Monats: Verzichtsmodifikationen beim Ehegattenunterhalt
S. 348

Nichtgeltendmachung von Trennungsunterhalt:

Beide Ehegatten sind sich darüber einig, dass Trennungsunterhaltsansprüche zwischen ihnen nicht bestehen und für den Fall des Bestehens nicht geltend gemacht werden.

Der Notar hat darauf hingewiesen, dass ein Verzicht auf Ehegattenunterhalt für die Zeit der Trennung bis zur Rechtskraft des Scheidungsurteils nicht möglich ist.

S. 349

Aufklärung und Belehrung der Beteiligten:

Der Notar hat abschließend auf die Rechtsprechung zur Inhaltskontrolle bei Eheverträgen hingewiesen und darüber belehrt, dass ein Ehevertrag, der einen Ehegatten in unangemessener Weise benachteiligt, unwirksam sein kann. Eine derart gravierende Benachteiligung eines Vertragspartners liegt insbesondere dann vor, wenn in den Kernbereich des Scheidungsfolgenrechts, insbesondere des Unterhaltsrechts und der Altersversorgung, eingegriffen wird, so dass einer der Partner unangemessen benachteiligt wird.

Hierzu erklären wir, dass wir beide über annähernd gleich hohe Einkommen verfügen und jeder von uns in etwa gleich hohe Rentenanwartschaften erlangt hat.

Der Notar hat uns ferner darauf hingewiesen, dass auch im Falle der nachträglichen Veränderungen unserer Lebensverhältnisse eine Berufung auf die vorgenannten Vereinbarungen möglicherweise nicht möglich ist.

Der Notar hat uns auf die Möglichkeit hingewiesen, Gegenleistungen für die Abgabe der Verzichtserklärungen zu vereinbaren. Aufgrund unserer ausgewogenen wirtschaftlichen Verhältnisse wünschen wir dies jedoch nicht.

Trotz eingehender Belehrung des Notars über die mit dem vorstehenden Vertrag verbundenen Gefahren bestehen wir auf der sofortigen Beurkundung dieses Vertrages.

S. 350

Unterhaltsverzicht junger Ehegatten ohne Kinder:

Wir verzichten gegenseitig für den Fall der Ehescheidung auf alle Unterhaltsansprüche, die uns aufgrund Gesetzes eventuell zustehen könnten. Vorstehenden Verzicht nehmen wir wechselseitig an. Kein Ehegatte soll also im Falle einer Scheidung vom anderen Ehegatten in irgendeiner Form Unterhalt verlangen können, in welcher Lage er sich auch befindet, auch nicht für den Fall des Notbedarfs, auch nicht bei Gesetzesänderung.

Wir wurden vom amtierenden Notar im Einzelnen über die Folgen dieser Vereinbarung belehrt, insbesondere über das Risiko, dass jeder nach einer Ehescheidung in eigener Verantwortung für den eigenen Unterhalt und die Deckung des Lebensbedarfes gleich unter welchen Umständen auch immer zu sorgen hat. Weiter wurden wir darüber belehrt, dass ein Ehevertrag, in dem ein einkommensloser und nichtvermögender Ehegatte auf nachehelichen Unterhalt mit der Folge verzichtet, der Sozialhilfe anheimzufallen, wegen Verstoßes gegen die guten Sitten nichtig sein kann.

Wir sind der Meinung, dass die vorstehende Vereinbarung aufgrund der tatsächlichen Lebensumstände rechtswirksam ist, da wir beide berufstätig sind und bleiben werden, so dass jeder Ehegatte künftig für sich selbst sorgen kann.

Der Bestand der erklärten Unterhaltsverzichte soll jedoch nicht davon abhängen, dass sich diese Prognose bewahrheitet.

Der Notar hat darauf hingewiesen, dass der Unterhaltsverzicht in Folge einer notwendigen Versorgung gemeinsamer Kinder gegebenenfalls nicht eingreifen kann.

Unterhaltsverzicht mit Ausnahme des Notbedarfs:

Wir verzichten gegenseitig für den Fall der Ehescheidung auf alle Unterhaltsansprüche, die uns aufgrund Gesetzes eventuell zustehen könnten, ausgenommen jedoch den Fall des Notbedarfs. Nach Wegfall des Notbedarfs soll der wechselseitige Unterhaltsverzicht wieder gelten.
Ein Fall des Notbedarfes liegt vor, wenn ein Ehepartner ohne Rücksicht auf die Zugehörigkeit zum berechtigten Personenkreis und ohne Rücksicht auf dort geregelte vorrangige Unterhaltspflichten Dritter Ansprüche auf Grundsicherung nach §§ 41 ff. SGB XII hätte. Einsatz von Einkommen und Vermögen bestimmen sich gleichfalls nach diesen Vorschriften.

In Fällen der Not ist Unterhalt in der Höhe geschuldet, wie Leistungen nach den §§ 41 ff. SGB XII verlangt werden könnten.
Unterhaltsverzicht mit Ausnahme des Kindesbetreuungsunterhalts:

Die Vereinbarung des wechselseitigen Unterhaltsverzichts erfolgt auflösend bedingt im Hinblick darauf, dass einer von uns wegen der Kindesbetreuung seine Erwerbstätigkeit ganz oder teilweise aufgibt. Ist dies der Fall, so hat er gegenüber dem anderen Ehegatten Anspruch auf Betreuungsunterhalt gemäß § 1570 BGB oder im Übrigen nach den gesetzlichen Vorschriften. Nach Wegfall der Voraussetzungen für den Betreuungsunterhalt soll der wechselseitige Unterhaltsverzicht wieder gelten.

S. 351

Verzicht auf Aufstockungsunterhalt:

Wir verzichten gegenseitig für den Fall der Ehescheidung auf Aufstockungsunterhalt nach § 1573 Abs. 2 BGB und nehmen diesen Verzicht gegenseitig an. Im Übrigen kann Unterhalt nach den gesetzlichen Vorschriften verlangt werden.

Verzicht auf Unterhalt wegen Wiederauflebens von Unterhaltsansprüchen:

Wir verzichten wechselseitig auch auf den Unterhalt für den Fall des Wiederauflebens von Unterhaltsansprüchen gemäß § 1586a BGB und nehmen den Verzicht des anderen wechselseitig an.
Verzicht auf Unterhaltsansprüche nach dem Tod des Verpflichteten:

Der vorstehend vereinbarte Unterhaltsverzicht gilt auch für etwaige Unterhaltsansprüche nach dem Tod des Unterhaltsverpflichteten gemäß § 1586b BGB.
S. 352

Anpassung der Unterhaltsvereinbarung bei späteren Veränderungen:

Sollten spätere Veränderungen unserer Verhältnisse eine Anpassung dieser Unterhaltsvereinbarung unter Berücksichtigung des § 242 BGB erfordern, sollen etwaige Unterhaltsansprüche auf das gesetzlich zulässige Mindestmaß beschränkt bleiben.

Rücktritt vom Unterhaltsverzicht wegen Kindesbetreuung:

Wir verzichten gegenseitig für den Fall der Ehescheidung auf alle Unterhaltsansprüche, die uns aufgrund Gesetzes eventuell zustehen könnten. Vorstehenden Verzicht nehmen wir wechselseitig an. Kein Ehegatte soll also im Falle einer Scheidung vom anderen Ehegatten in irgendeiner Form Unterhalt verlangen können, in welcher Lage er sich auch befindet, auch nicht für den Fall des Notbedarfs, auch nicht bei Gesetzesänderung.
Sollte einer von uns jedoch wegen der Kindesbetreuung seine Erwerbstätigkeit ganz oder teilweise aufgeben, so ist er berechtigt, von diesem Unterhaltsverzicht zurückzutreten.

Die Erklärung des Rücktritts bedarf der notariellen Beurkundung und ist dem anderen Vertragsteil zuzustellen. Der Rücktritt muss binnen sechs Monaten nach Eintritt des Rücktrittsgrundes zugestellt sein, ansonsten erlischt das Rücktrittsrecht.

Im Fall des Rücktritts erlischt auch der Verzicht des anderen Ehegatten. In diesem Fall bestehen also die gesetzlichen Unterhaltsansprüche.
Unterhaltsverzicht bei kurzer Ehedauer:

Wir verzichten gegenseitig für den Fall der Ehescheidung auf alle Unterhaltsansprüche, die uns aufgrund Gesetzes eventuell zustehen könnten. Vorstehenden Verzicht nehmen wir wechselseitig an. Kein Ehegatte soll also im Falle einer Scheidung vom anderen Ehegatten in irgendeiner Form Unterhalt verlangen können, in welcher Lage er sich auch befindet, auch nicht für den Fall des Notbedarfs, auch nicht bei Gesetzesänderung.
Dieser Verzicht gilt jedoch nur dann, wenn unsere Ehe nicht länger als drei Jahre gedauert hat. Sollte unsere Ehe länger als drei Jahre gedauert haben, ist der gesetzlich geschuldete Unterhalt zu zahlen.

S. 353

Zeitliche Begrenzung des nachehelichen Unterhalts:

Es gelten grundsätzlich die gesetzlichen Vorschriften zum Recht des nachehelichen Unterhalts. Allerdings vereinbaren wir, dass ein Unterhaltsanspruch nur bis längstens drei Jahre nach Rechtskraft der Scheidung besteht. Ausgenommen hiervon ist der Unterhaltsanspruch wegen Kindesbetreuung nach § 1570 BGB. Dieser wird zeitlich nicht beschränkt.

Auf weitergehenden Unterhalt, auch für den Fall der Not, verzichten wir hiermit wechselseitig und nehmen diesen Verzicht wechselseitig an.

Begrenzung der Höhe des nachehelichen Unterhalts:

Es gelten grundsätzlich die gesetzlichen Vorschriften zum Recht des nachehelichen Unterhalts. Allerdings vereinbaren wir, dass die Höhe des gesetzlichen nachehelichen Unterhalts auf den Betrag von € 1.000 monatlich begrenzt wird. Von dieser Begrenzung ausgenommen ist jedoch der Unterhalt wegen Kindesbetreuung nach § 1570 BGB. Trotz Hinweises des Notars verzichten wir auf eine Wertsicherung des vorgenannten Betrages.

Auf weitergehenden Unterhalt, auch für den Fall der Not, verzichten wir hiermit wechselseitig und nehmen diesen Verzicht wechselseitig an.
S. 354

Unterhaltsverzicht gegen Abfindung:

Hinsichtlich des nachehelichen Unterhalts treffen wir folgende Vereinbarungen:
1. Der Ehemann zahlt an die Ehefrau einen Abfindungsbetrag in Höhe von € 25.000.
Dieser Abfindungsbetrag ist, wie folgt, zu zahlen:

€ 5.000 am Tag der Beurkundung,

€ 15.000 am 31.03. des auf die Beurkundung folgenden Jahres,

€ 5.000 bis zum 31.12. des auf die Beurkundung folgenden Jahres.
Eine Verzinsung der Abfindungsteilbeträge findet nicht statt. 
Den heute fälligen Betrag von € 5.000 zahlt der Ehemann bei der heutigen Beurkundung an die Ehefrau in bar. Die Ehefrau quittiert hiermit den Erhalt dieses Teilbetrages von € 5.000.

Bei Fälligkeit hat der Ehemann die jeweils noch offenen Raten des Abfindungsbetrages an die Ehefrau zu überweisen auf deren Konto bei der…, Konto-Nr. …, BLZ: ….
Zahlt der Ehemann bei Fälligkeit nicht, kommt er auch ohne Mahnung in Verzug. Er muss dann insbesondere die gesetzlichen Verzugszinsen zahlen.

Der Ehemann unterwirft sich wegen der Zahlung des restlichen Abfindungsbetrages von € 20.000 nebst Zinsen der Ehefrau gegenüber der sofortigen Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde. Zum Zwecke der Konkretisierung im Falle der Zwangsvollstreckung gelten Verzugszinsen in Höhe von 8 v. H. ab dem Tage der Beurkundung als abstrakt anerkannt. Der Ehefrau kann auf deren Antrag ohne den Nachweis weiterer Tatsachen eine vollstreckbare Ausfertigung dieser Urkunde erteilt werden.

2. Unter der aufschiebenden Bedingung der vollständigen Zahlung des vorstehend vereinbarten Abfindungsbetrages verzichten wir hiermit wechselseitig auf jedwede nachehelichen Unterhaltsansprüche, auch für den Fall der Not und des Wiederauflebens von Unterhaltsansprüchen gemäß § 1586a BGB, und nehmen den Verzicht des anderen wechselseitig an.

Wir sind uns insoweit ausdrücklich darüber einig, dass der Unterhaltsverzicht der Ehefrau insbesondere durch die Höhe des vorstehend vereinbarten Abfindungsbetrages kompensiert wird.
Jahresrückblick Immobilienzuwendung

S. 357

Verpflichtung zur Aufgabe des Wohnungsrechts:

Der Veräußerer ist jedoch zur vorzeitigen Aufgabe des Wohnungsrechtes und Erteilung einer Löschungsbewilligung in grundbuchtauglicher Form verpflichtet, wenn er die dem Nutzungsrecht unterliegenden Räume mehr als sechs Monate nicht mehr genutzt hat und seinen Wohnsitz verlegt. Der Erwerber ist in diesem Fall nicht verpflichtet, Geldersatz zu leisten oder zwischenzeitlich gezogene Nutzungen herauszugeben. 

Überlassungsrecht des Wohnungsberechtigten:

Sollte der Wohnungsberechtigte das Wohnungsrecht aus persönlichen Gründen nicht mehr ausüben können, wovon insbesondere auszugehen ist, wenn er die dem Nutzungsrecht unterliegenden Räume mehr als sechs Monate nicht mehr genutzt hat oder seinen Wohnsitz verlegt hat, so ist der Wohnungsberechtigte berechtigt, das Wohnungsrecht Dritten zur Nutzung zu überlassen und vereinbarte Mieten zu vereinnahmen. Auf Verlangen des Wohnungsberechtigten ist der Eigentümer verpflichtet, den Mietvertrag mitzuunterzeichnen. 

Der Eigentümer ist verpflichtet, die vorstehenden Pflichten etwaigen Rechtsnachfolgern im Eigentum mit der Maßgabe zu übertragen, dass auch diese wiederum verpflichtet sind, etwaige Rechtsnachfolger entsprechend zu verpflichten.

Ausgestaltung von Löschungsbewilligungen für Wohnungsrechte bei Betreuung:

Vor dem Hintergrund dieser Entscheidung empfiehlt es sich im Zusammenhang mit der Vorbereitung von Löschungsbewilligungen für Wohnungsrechte zu Gunsten von Betreuten, in der Urkunde mitaufzunehmen, welche Beweggründe dazu führen, dass die Löschung des Wohnungsrechts ohne Gegenleistung erklärt werden soll. Je deutlicher ausformuliert werden kann, dass eine Wiederaufnahme der Nutzung der dem Wohnungsrecht unterliegenden Räume tatsächlich nicht mehr in Betracht kommt oder für den Betreuten selbst nicht mehr von Interesse ist, desto weniger Schwierigkeiten wird man im Zusammenhang mit der Erteilung der Genehmigung des Betreuungsgerichts in Verbindung mit dem Hinweis auf die vorliegende BGH-Entscheidung haben. 

S. 360

Verwahrungsfristen von Investitionen: 

Zwischen den Beteiligten besteht Einigkeit, dass der Erwerber bereits Investitionen in Höhe von € *… in das Übertragungsobjekt geleistet hat. Der Veräußerer erkennt an, dass er durch diese Investitionen in Folge Verbindung und Vermischung bereichert worden ist und demzufolge ein Bereicherungsanspruch in Höhe von € *… Euro gemäß §§ 951, 818 ff. BGB gegen ihn besteht.

Zug um Zug gegen Eigentumsumschreibung auf den Erwerber sind sich die Beteiligten darüber einig, dass die vorstehenden Ansprüche mit der Übertragung abgegolten sind. Rein vorsorglich verzichtet der Erwerber gegenüber dem dies annehmenden Veräußerer auf die Geltendmachung entsprechender Ansprüche, so dass sämtliche Ansprüche des Erwerbers gegenüber dem Veräußerer aus Anlass von in der Vergangenheit vorgenommenen Investitionen in das Übertragungsobjekt – gleichgültig ob bekannt oder unbekannt – erledigt sind.

Rechtsprechung: BFH-Vorlage an das BVerfG zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit des ErbStG

S. 366

Vereinbarung eines Widerrufsrechts im Grundstücksübertragungsvertrag:

Der Veräußerer ist berechtigt, die unentgeltliche Auflassung des übertragenen Grundbesitzes an sich oder einen von ihm zu benennenden Dritten zu verlangen, wenn das BVerfG in einem Hauptsacheverfahren feststellen sollte, dass Regelungen des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes, auf deren Grundlage der heutige Erwerb besteuert wird, mit dem Grundgesetz nicht vereinbar sind und entweder diese Regelungen mit Wirkung für die Vergangenheit für nichtig erklärt werden oder die Anwendung der an ihre Stelle tretenden Vorschriften auf die in diesem Vertrag vereinbarte Übertragung zu einer geringeren Schenkungsteuerbelastung bei den Beteiligten führen würde als diejenige, die sich nach den zur Zeit geltenden gesetzlichen Bestimmungen ergibt.

Praxisforum: Der Unternehmensgegenstand

S. 369

Unternehmensgegenstand weit, aber ausreichend individualisiert:

Die Gesellschaft handelt mit Waren verschiedener Art, insbesondere mit Bekleidungsartikeln sowie mit Obst und Gemüse. 

S. 371

Eingeschränkter Unternehmensgegenstand:

Die Gesellschaft übt keine erlaubnispflichtige Tätigkeit nach dem KWG aus.

� Die Formulierung genügt den Anforderungen der Rechtsprechung, vgl. OLG Düsseldorf, Beschl. v. 6.10.2010, – 1-3 WX 231/10.





